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▶ Wirtschaftsmagazin Ruhr: 
Es gab einmal das Düsseldor-
fer Signal, aber das gilt ja wohl 
nicht mehr. Wie sieht die Idee 
der SPD für ein Ruhrgebiet der 
Zukunft aus?
Frank Baranowski: Nein, das 
Düsseldorfer Signal war ja ein 
Koalitionspapier aus der letz-
ten Legislaturperiode. Was 
mir wichtig ist: Ich rede gerne 
über Strukturen, ich würde 
aber noch viel lieber über In-
halte und Möglichkeiten reden. 
Der Stadt Oberhausen ist es im 
Moment egal, wo die Bezirks-
regierung ihren Sitz hat, die 

Kreis Recklinghausen klagt 
doch nicht umsonst gegen das 
Gemeindefinanzierungsgesetz. 
Wir brauchen eine bessere Fi-
nanzausstattung der Kommu-
nen, sonst kommen wir alle in 
vergleichbare Situationen wie 
Oberhausen.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Viel-
leicht ist es ja auch ein Fehler, 
dass es im Ruhrgebiet so vie-
le einzelne Städte mit all ih-
ren Verwaltungen und Kosten-
apparaten gibt. Viele Städte 
schrumpfen und haben doch 
gar keine Chance mehr, allein 

Interview Frank Baranowski
Eine verbindliche Klammer für das Ruhrgebiet ist kein 
Tabu mehr – Frank Baranowski ist Oberbürgermeister 
von Gelsenkirchen sowie Sprecher der SPD im Ruhr-
gebiet und schlägt im Interview für seine Partei neue 
Töne an.  

„Wir denken zu sehr 
in kommunalen Grenzen“
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Gelsenkirchener Oberbürgermeister Frank Baranowski

ihr nicht mehr erlaubt, auszu-
bilden oder in Maßnahmen zu 
investieren, die absolut nötig 
sind, und die sie zwingen will, 
Mitarbeitern zu kündigen.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Ober-
hausen hat doch eine Wette auf 
die Zukunft gemacht: Schulden 
wurden aufgenommen, es wur-
de investiert und am Ende ging 
die Rechnung nicht auf.
Baranowski: Machen wir uns 
nichts vor: Es ist absehbar, 
wann die nächsten Städte in 
die Pleite laufen. Oberhausen 
ist doch kein Sonderfall. Der 

zu überleben. Warum legen wir, 
wenn es schon nicht zu einer 
Ruhrstadt kommt, nicht ein 
paar Städte oder zumindest In-
stitutionen zusammen?
Baranowski: Ich bin sehr dafür, 
über Kooperationen und Auf-
gabenteilung nachzudenken. 
Dazu gehört aber mehr als Po-
litiker und Bürgermeister, da-
zu gehört ein gesellschaftlicher 
Konsens. Was würde denn pas-
sieren, wenn wir nur im Kul-
turbereich die Aufgaben der 
Städte untereinander verteilen 
würden? Die einen machen ein 
tolles Konzerthaus, andere Mu-
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seen, ein Dritter konzentriert 
sich auf Theater. Ich könnte Ih-
nen jetzt schon sagen, wer alles 
aufschreien würde und wie die 
veröffentlichte Meinung da-
zu wäre. Alle lokalen Medien 
würde laut aufschreien und 
sagen: „Das ist der kulturelle 
Ausverkauf !“ – und auf ande-
ren Handlungsfeldern wäre es 
doch nicht anders.

Solange das aber so ist und 
es nicht als eine Bereicherung 
des gesamten Ruhrgebiets ge-
sehen wird, wird es auch kei-
ne Zusammenlegungen und 
keinen Verzicht geben. Wir 
sollten mehr über Aufteilung 
sprechen, aber dazu gehört, 
dass nicht derjenige, der den 
ersten Schritt in dieser Rich-
tung macht, an den Pranger 
gestellt wird – und das wird 
so kommen. Nehmen sie das 
Beispiel DFB-Fußballmuse-
um. Da stehen Dortmund und 
Gelsenkirchen im Wettbewerb 
miteinander – wissen Sie, was 
passiert, wenn sich eine Stadt 
freiwillig zurückzieht?

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Ich 
möchte es mir in diesem Fall 
noch nicht einmal ausmalen. 

von Erfolgen in Essen und 
Herne von Erfolgen in Gelsen-
kirchen. Genauso sind die Pro-

Was aber wäre denn, wenn 
nicht Dortmund oder Gelsen-
kirchen, sondern das Ruhrge-
biet sagen würde: Wir wollen 
das Fußballmuseum, das sind 
unsere Standorte, und jetzt 
wähle aus, DFB?
Baranowski: So ein Verfah-
ren fände ich gut, aber das 
ist nicht in allen gesellschaft-
lichen Gruppen akzeptiert, 
dass, wenn das Ruhrgebiet der 
Gewinner ist, die eigene Stadt 
ruhig auch mal auf etwas ver-
zichten kann. Ich  merke das 
tagtäglich. Wenn ein Unter-
nehmen die eine Stadt verlässt 
und sich in der Nachbarschaft 
niederlässt, wird das doch so-
fort als Verlust für die eigene 
Stadt wahrgenommen. Auch 
wenn man erklärt, dass die Fir-
ma ja dem Ruhrgebiet erhalten 
bleibt und die Bürger der eige-
nen Stadt keinen Job verloren 
haben. 

Vor allem diejenigen, die 
sich in Sonntagsreden für das 
Ruhrgebiet stark machen, fal-
len da schnell auf eine lokale 
Sichtweise zurück, und das, 
obwohl längst klar ist: Gelsen-
kirchen profitiert von Ansied-
lungserfolgen in Marl, Bochum 

bleme einer Stadt die Probleme 
aller Städte. Doch wenn es zum 
Schwur kommt, wird noch im-
mer in sehr engen kommuna-
len Grenzen gedacht.

Wirtschaftsmagazin Ruhr:  Wird 
sich das nicht abschleifen?
Baranowski: Ich glaube, das 
wird ein längerer Prozess wer-
den.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Den 
man beschleunigen könnte?
Baranowski: Dabei sind wir 
doch auf einem guten Weg 
und haben an Fahrt aufge-
nommen. Schauen sie sich die 
Kooperationen im Bereich der 
Ansiedlung von Unternehmen 
an. Mittlerweile kooperieren 
wir mit anderen Städten, wenn 
wir keinen Platz für eine Un-
ternehmensansiedlung haben 
und teilen uns dann die Ge-
werbesteuer.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Bei 
dieser Entwicklung sollen Sie 
der entscheidende Motor gewe-
sen sein. ▶

Rathaus in Gelsenkirchen-Buer
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Baranowski: Das ist doch egal 
– Hauptsache, es funktioniert 
jetzt und das tut es. Immer 
mehr Städte haben sich dieser 
Initiative von Essen und Gel-
senkirchen angeschlossen. Für 
mich ist der Erfolg des Gewer-
beflächen-Pools ein Beispiel 
für die Richtung, in die wir 
gehen müssen. Die Städte fan-
gen an, zusammenzuarbeiten 
und schließen Verträge mit-
einander ab. Das ist besser, als 
wenn man darauf wartet, dass 
etwas von oben nach unten ge-
schieht.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Die 
Erfahrung lehrt etwas anderes. 
Beispiel Nahverkehr: Die Städ-
te hätten hier immer kooperie-
ren können und haben es nicht 
getan. Das Ergebnis ist ein teu-

im Nahverkehr künftig gelöst 
werden.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: 
Durch eine gemeinsame Nah-
verkehrsgesellschaft?
Baranowski: Perspektivisch ja, 
aber das wird ein langer Weg 
und wir müssen die Menschen, 
die heute in den Nahverkehrs-
unternehmen arbeiten, mit-
nehmen. Ein erster Schritt 
wird eine viel engere Zusam-
menarbeit sein, als es heute der 
Fall ist. Und wieder gilt: Wir 
brauchen Akzeptanz. Denn 
klar ist doch auch, ein solcher 
Weg wird Arbeitsplätze kosten. 
Angefangen bei der Putzfrau 
bis hin zu den Vorständen. Ich 
weiß nicht, ob wir uns das in 
der gegenwärtigen Situation 
leisten können. So etwas kann 
man nicht von oben befehlen, 
das muss wachsen – aber es 
gibt keine Alternative zu dieser 
Entwicklung. 

Allein der Kostendruck 
wird dafür sorgen, dass die 
Städte sich langfristig die heu-
tige Nahverkehrsstruktur nicht 
mehr leisten können. Wir müs-
sen lernen, auf  das Ruhrgebiet 
als Ganzes zu  schauen. Und 
das nicht nur in Fragen der In-
frastruktur, sondern auch bei 
der Bildung oder den sozialen 
Verwerfungen im Ruhrgebiet 

–  aber das sehen die Bürger-
meister der anderen Städte 
auch so.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Kön-
nen das die OBs denn leisten 
und brauchen wir nicht eine 
Institution, die eine regionale 
Sicht hat, damit nicht alles von 
den Kompromissen der OBs ab-
hängig ist?
Baranowski: Ja, es muss ei-
ne solche Einrichtung geben 

– aber wenn, dann mit einer 
zweiten Kammer, in der die 
Städte vertreten sind. Es wä-
re fatal, wenn es auf der einen 
Seite Entscheidungen gäbe, die 
Finanzfolgen für die Städte hät-
ten, ohne dass die Kommunen 
ein Mitspracherecht hätten.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Ist 
das nicht das Schicksal der 

„Allein der Kostendruck wird dafür sorgen, dass die Städte sich 
langfristig die heutige Nahverkehrsstruktur nicht mehr leisten 
können.“ 

rer und schlechter Nahverkehr 
im Ruhrgebiet. Unter der ein-
samen Entscheidung der Vesti-
schen, die Straßenbahnen ab-
zuschaffen, leiden heute noch 
ganze Städte. Aus einer regio-
nalen Sicht hätte man einen 
solchen Unsinn vielleicht nie 
gemacht, und Städte wie Glad-
beck, Bottrop, Recklinghausen 
oder Herten wären heute ans U-
Bahn-Netz  angeschlossen.
Baranowski: Natürlich sind 
in der Vergangenheit auch 
aus meiner Sicht falsche Ent-
scheidungen getroffen worden. 
Die U-Bahn in Gelsenkirchen 
hätte ich in Richtung Essen 
ausgebaut und nicht in Rich-
tung Norden. Aber es ist mü-
ßig, sich darüber heute noch 
zu beklagen. Wir müssen dar-
an arbeiten, dass die Probleme 

Städte auch auf Landes- und 
Bundesebene?
Baranowski: Das ist ja auch ein 
Fehler. Alle staatlichen Ebenen 
entscheiden auf Kosten der 
Kommunen, die aber als ein-
zige Ebene gezwungen sind, zu 
konsolidieren. Das kann nicht 
gut gehen. Wenn Bund und 
Land uns ständig neue Aufga-
ben geben, müssen sie auch für 
eine vernünftige Finanzierung 
sorgen. Uns immer mehr Auf-
gaben zu übertragen, uns kein 
Geld zu geben  und uns gleich-
zeitig zum Sparen zu zwingen, 
nimmt uns alle Handlungs-
möglichkeiten.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Und 
auf regionaler Ebene wollen sie 
dann Mitspracherecht?
Baranowski: Ich will es auf 
allen Ebenen, aber wenn wir 
jetzt im Ruhrgebiet etwas Neu-
es schaffen, können wir doch 
gleich die alten Fehler vermei-
den. Ich glaube, ein Ruhrparla-
ment und eine Kammer für die 
Städte würde zu einer deutlich 
höheren Akzeptanz führen 

– wobei ich für einen ehrenamt-
lichen Rat an Stelle eines pro-
fessionellen Parlamentes wäre. 
Wichtig ist auch, dass keine 
Region dominiert. Es gibt in 
der Emscher/Lippe-Region die 
Sorge, von den Städten im Zen-
trum dominiert zu werden.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Aber 
dann müssten konsequenter-
weise auch die Bürgermeister 
der kreisabhängigen Städte 
in einer solchen kommunalen 
Kammer vertreten sein, denn 
der RVR wird Planungshoheit 
bekommen und im Bereich der 
Planung sind ja die Landräte 
außen vor.
Baranowski: Man  muss sehen, 
wie so eine Kammer konkret 
aussehen wird. Nur gemein-
sam mit den Kommunen und 
einer Instanz, die das ganze 
Ruhrgebiet im Blick hat, kön-
nen wir die Zukunftsfragen der 
Region lösen.

Wirtschaftsmagazin Ruhr:  
Hängt die Beantwortung vieler 
Zukunftsfragen im Ruhrgebiet 
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nicht vom demographischen 
Wandel ab? Immerhin gehören 
wir zu den wenigen Stadtregio-
nen auf der Welt, die schrump-
fen.
Baranowski: Ja, aber es gibt 
auch Rückzüge aus dem Mün-
sterland, denn ab einem ge-
wissen Alter merken die Men-
schen, dass sie dort nicht so gut 
leben können. Die Wege zum 
Arzt oder zum Einkaufen sind 
weit, man braucht vielleicht 
sogar zwei Autos. Wir müssen 
uns bemühen, hier eine Infra-
struktur bereitzuhalten, die es 
ermöglicht, sich wohnortnah 
zu versorgen – auch mit attrak-
tiven kulturellen Angeboten. 

Unser Blick auf die Bedürf-
nisse der Senioren ist mir im 
Übrigen viel zu undifferen-
ziert: Alle ab 60 packen wir 
ein einen großen Topf – wo-
hingegen wir bei Jugendlichen 
aus gutem Grund sehr genau 
differenzieren. Angebote für 
60jährige müssen anders sein 
als für über 90jährige. Die Le-
bensphase „Alter“ ist sehr lang 
geworden und hat in jedem 
Teil ihre ganz eigenen Chancen 
und Probleme. Darauf müssen 
wir Antworten entwickeln. 

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Müs-
sen wir uns nicht auch noch 
mehr Mühe geben, junge Fami-
lien im Ruhrgebiet zu halten?
Baranowski: Da haben alle 
Ruhrgebietsstädte viel Zeit 
verloren. Wir haben in Gelsen-
kirchen angefangen, Bauland 
für junge Familien bereit zu 
stellen, würden uns aber eine 
größere Nachfrage wünschen. 
Für mich steht aber fest: Der 
langfristige Trend der steigen-
den Energiepreise wird die 
Positionen der Städte gegen-
über dem ländlichen Raum im 
Wettbewerb um junge Famili-
en stärken – aber wir müssen 
für jungen Familien noch bes-
sere Angebote schaffen.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: In 
Gelsenkirchen ist das einer der 
Schwerpunkte Ihrer Politik.
Baranowski: Wir müssen dar-
auf achten, dass vor allem 
Kinder und Jugendliche aus 
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benachteiligten Familien den 
Anschluss nicht verlieren und 
dass ihre Chancen gewahrt 
bleiben. Nur gut ausgebildete 
Kinder und Jugendliche haben 
später auch bessere Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt – und 
gut ausgebildete Menschen 
machen eine Stadt nicht nur zu 
einer sozialen Stadt, sondern 
auch zu einer, die attraktiv für 
Investoren ist.

Wirtschaftsmagazin Ruhr: Wa-
rum hat Gelsenkirchen trotz 

der Erfolge der vergangenen 
Jahre noch immer ein schlech-
tes Image?
Baranowski: Es ist sehr schwer, 
etwas an diesem Image zu än-
dern. Ich habe mal zu Beginn 
meiner Amtszeit Journalisten 
von führenden Medien einge-
laden, sich Gelsenkirchen nä-
her anzuschauen. Wir sind mit 
dem Bus durch die Stadt gefah-
ren und haben ihnen gezeigt, 
welches unsere Herausforde-
rungen sind und wo wir uns 
auf einem guten Weg befinden. 

Das kam gut an – aber nach ein 
paar Monaten war kaum einer 
der Journalisten noch auf sei-
nem alten Platz. Ich glaube, es 
wird noch sehr lange dauern, 
bis wir das Negativimage ab-
gelegt haben. Solche Bilder wie 

„Verblühende Landschaften 
West“ sind leider sehr stabil. ◀ 

Das Gespräch führte 
Stefan Laurin




